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Kooperationen  in  der  Forschung  sind  insbesondere  im  Zuge
der  Profilbildung  der  Universitäten,  die  auf  eine  Schwer-
punktsetzung  auf  einige  wenige  Forschungsfelder  hinaus-
läuft,  gefragt.  Aktuell  wird  dieser  Prozess  zudem  durch  die
Exzellenzwettbewerbe  von  Bund  und  Ländern  stark  forciert
(vgl.  Leibfried  2010;  Bloch/Keller/Lottmann/Würmann
2008;  Hornbostel/Simon/Heise  2008).  Um  in  diesem  staat-
lich  organisierten  Wettbewerb  zu  bestehen,  werden  Uni-
versitäten  zur  Zusammenarbeit  mit  außeruniversitären  For-
schungseinrichtungen  aufgefordert,  die  bis  zur  Fusion  der
beteiligten  Einrichtungen  reichen  kann.  Das  „neue  Zauber-
wort“  –  so  Hornbostel  und  Simon  (2010,  S.  27)  –  heißt  Ko-
operation.  So  widersprüchlich  es  klingen  mag:  Eine  Ver-
schärfung  der  Konkurrenz  bedingt  auch  den  Ausbau  von
kooperativen  Beziehungen,  weil  sich  Koalitionsbildungen
mit  rivalisierenden  Parteien  als  Wettbewerbsvorteil  erwei-
sen  können.  Angetrieben  wird  dieser  Prozess  von  der  Vor-
stellung,  dass  Forschung  nur  ab  einer  kritischen  Masse  an
Ressourcen  tatsächlich  konkurrenzfähig  sein  kann.  
Die  Strukturen  und  Formen  der  Kooperation  in  der  Wissen-
schaft  sind  das  Thema  des  Beitrags.  Konkreter  Gegenstand
ist  die  Zusammenarbeit  von  Universitäten  mit  außeruniver-
sitären  öffentlich  finanzierten  Forschungseinrichtungen.  Zu
diesen  zählen  in  erster  Linie  die  Institute  der  vier  großen
außeruniversitären  Forschungsorganisationen:  der  Fraunho-
fer-GGesellschaft,  der  Helmholtz-GGemeinschaft,  der  Wissen-
schaftsgemeinschaft  Gottfried  Wilhelm  Leibniz  und  der
Max-PPlanck-GGesellschaft.  Ferner  pflegen  die  Universitäten
Kooperationen  mit  privaten  Firmen,  mit  Ressortforschungs-
einrichtungen,  Stiftungen,  Einrichtungen  in  nichtstaatlicher
Trägerschaft  u.ä.  Ein  besonderes  Kooperationsverhältnis
besteht  zwischen  den  Universitäten  und  ihren  An-IInstitu-
ten,  die  zumeist  eine  privatrechtliche  Trägerschaft  (in  der
Regel  mit  gemeinnütziger  Ausrichtung)  aufweisen,  aber  als
Institut  an  der  jeweiligen  Universität  mit  dieser  in  einem
besonderen  Vertragsverhältnis  stehen.  Im  Zentrum  des  Bei-
trags  steht  allerdings  die  Zusammenarbeit  mit  den  genann-
ten  großen  außeruniversitären  Forschungsorganisationen
(vgl.  Braun  1995;  Braun  2001;  Hohn  2010;  Polt  u.a.  2010;
BMBF  2010).
Der  Aufsatz  besteht  aus  drei  Abschnitten.  In  der  hochschul-
politischen  Diskussion  herrscht  nahezu  Einigkeit  darüber,
dass  die  Kooperation  zwischen  Forschungseinrichtungen,

insbesondere  zwischen  Universitäten  und  außeruniver-
sitären  Forschungseinrichtungen  zu  intensivieren  sei.  Die
entsprechenden  Argumente  sollen  im  ersten  Abschnitt
nachvollzogen  werden.  Im  zweiten  Abschnitt  werden  die
verschiedenen  neuartigen  Kooperationsformen,  die  von
Seiten  der  großen  außeruniversitären  Forschungsorganisa-
tionen  entwickelt  wurden,  kurz  vorgestellt.  Im  dritten  Ab-
schnitt  werden  dann  die  neuartigen  sowie  die  bestehenden
Kooperationsformen  in  typische  Muster  unterteilt.

11..  AAllllggeemmeeiinnee  hhoocchhsscchhuullppoolliittiisscchhee  AArrgguummeennttee
uunndd  EEmmppffeehhlluunnggeenn  zzuurr  KKooooppeerraattiioonn

IIn diesem Abschnitt sollen zum einen die für die derzeitige
hochschulpolitische Diskussion kennzeichnenden Argu-
mente gesammelt werden, die für einen verstärkten Ausbau
der Kooperation zwischen Universitäten und außer-
universitären Forschungseinrichtungen sprechen. Zum an-
deren soll ein Ausblick auf die Struktur und strategische
Ausrichtung der Zusammenarbeit gegeben werden.

1.1  Argumente  für  mehr  Kooperation
Kooperationen zwischen Universitäten und außeruniver-
sitären Forschungseinrichtungen hat es in der Bundesrepu-
blik schon immer gegeben, etwa bei gemeinsamen Beru-
fungen und Promotionsverfahren, bei Forschungsprojekten
oder bei der Nutzung von Geräten und Bibliotheken. Aber
dabei wurden die jeweiligen Domänengrenzen, hinter
denen auch unterschiedliche Finanzierungsmodi stehen,
stets genau respektiert (vgl. Braun 1995; Braun 2001; Hohn
2010). Die Diskussionslage hat sich aber mittlerweile deut-
lich geändert, insbesondere seit der Veröffentlichung des
Berichts einer internationalen Expertenkommission zur Sys-
temevaluation der Max-Planck-Gesellschaft und der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft (DFG) im Jahr 1999 (Inter-
nationale Kommission 1999). Die Gutachter nahmen in
ihrem Bericht ausdrücklich auch Bezug auf die Universitä-
ten. Die verstärkte institutionenübergreifende Vernetzung
von Universitäten und außeruniversitären Forschungsein-
richtungen war eine der Kernforderungen des Kommis-
sionsberichts. Sie ist mittlerweile fast zum hochschulpoliti-
schen Gemeingut geworden und findet sich in zahlreichen
Stellungnahmen und Memoranden von Fachpolitikern und
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Ministeriumsvertretern, aber auch von Beratungseinrich-
tungen und Wissenschaftsorganisationen (wie insbesondere
dem Wissenschaftsrat und der Hochschulrektorenkonfe-
renz) regelmäßig wieder. Im Einzelnen sprechen vor allem
folgende Gründe für eine Intensivierung der Zusammenar-
beit: 
• Technische Großgeräte befänden sich häufig in Besitz der

außeruniversitären Einrichtungen; eine gemeinsame Nut-
zung durch Wissenschafter aus Universitäten und außer-
universitären Forschungseinrichtungen laste die Gerät-
schaften besser aus. Insbesondere die Universitätsseite
profitiere von einer derartigen gemeinsamen Nutzung.
Die Großgeräte dienten zudem auch als Plattformen des
wissenschaftlichen Austausches und der Kooperation
über institutionelle Grenzen hinweg. 

• In der Konkurrenz um Forschungsmittel könne die Zu-
sammenarbeit und Vernetzung helfen, die Konkurrenz-
fähigkeit beider Seiten zu stärken, um den Wettbewerb
um Ressourcen erfolgreich zu bestehen – wie in der Exzel-
lenzinitiative des Bundes und der Länder (siehe:
http://www.gwk-bonn.de/index.php?id=194*) auch ge-
schehen.

• Die Forschungsförderprogramme, die ein gewisses Volu-
men überschreiten und auf mehr als nur drei Jahre be-
grenzt sind, wie beispielsweise die Forschungszentren
bzw. Forschungscluster und Sonderforschungsbereiche
der DFG, setzten eine gewisse Größe der Antragsteller
voraus. Kooperierende Einrichtungen erreichten eher
diese geforderte bzw. erforderliche „kritische Masse“.
Dies sei insbesondere relevant bei Großforschungsprojek-
ten mit großem Ressourceneinsatz. 

• Nur durch eine Zusammenarbeit von einzelnen Fakultäten
bzw. Instituten der Universitäten mit außeruniversitären
Forschungseinrichtungen sei Schwerpunktbildung und
Profilbildung der Universität möglich, ohne dass diese
gravierend auf Kosten der anderen Fächer gehe.

• Die Zusammenarbeit helfe, strukturelle Engpässe der Uni-
versitäten, die der Unterfinanzierung und den daraus re-
sultierenden mangelnde Ressourcen (Geld, Zeit, Stellen)
geschuldet sind, auszugleichen – nicht nur in der For-
schung, sondern auch in der Lehre und Nachwuchsförde-
rung. Die strukturell, das heißt insbesondere finanziell
weniger gut ausgestatteten Universitäten profitierten
durch die Zusammenarbeit hinsichtlich der besseren tech-
nischen und finanziellen Ausstattung der Forschungsein-
richtungen. Die außeruniversitären Einrichtungen ver-
dankten wiederum der Zusammenarbeit mit den Hoch-
schulen Vorteile bei der Rekrutierung und Ausbildung
ihrer jungen Wissenschaftler. Nicht zuletzt dadurch ent-
stehe für beide Seiten eine Win-Win-Situation; beide Ein-
richtungen können also von einer Zusammenarbeit profi-
tieren (vgl. Hüttl/Webler 2008 und Benz 1998).

• Insgesamt sei auf dem Gebiet der Nachwuchsförderung
und der Durchlässigkeit der Wissenschaftlerkarrieren
dringend eine engere Zusammenarbeit geboten, da ein
beträchtlicher Teil der forschungsintensiven Promotionen
und Habilitationen de facto an außeruniversitären Institu-
ten betreut würden.

Anzumerken ist allerdings, dass diese Argumente vielfach
gar nicht mehr explizit ausgesprochen werden, da Koopera-

tionen zwischen Universitäten und außeruniversitären Ein-
richtungen im beschriebenen Sinne in der Regel per se für
gut befunden und empfohlen werden. Mögliche Reibungs-
verluste und Eifersüchteleien zwischen den beteiligten Ein-
richtungen und ihren Akteuren werden dabei selten thema-
tisiert. 
Von den faktischen und geplanten Kooperationen hängt
häufig auch ein positives Gutachtervotum bei Evaluationen
und Akkreditierungen maßgeblich ab (vgl. Hornbostel/
Simon 2010, S. 27). Dies gilt sowohl für die Universitäten
als auch die außeruniversitären Forschungseinrichtungen,
die durch externe Gutachter durchaus zur Kooperation mit
den Universitäten gedrängt werden (vgl. Kreckel 2009).
Damit sind beide – Universitäten wie außeruniversitäre For-
schungseinrichtungen  –  aufeinander angewiesen. Die „ob-
jektive“ Interessenlage – und zunehmend auch die subjekti-
ve Interessenwahrnehmung – beider deckt sich hier weitge-
hend. Unübersehbar ist auch, dass das Promotions- und
Habilitationsrecht der Universitäten die institutionelle Ge-
lenkstelle ist, die beide Seiten zusammen bindet. Dennoch
besteht aber immer die Gefahr, dass das Ziel der intensiven
Kooperation zum bloßen Selbstzweck oder Lippenbekennt-
nis wird, weil dessen Erfüllung von den politisch Verant-
wortlichen bzw. von den Geldgebern eben verlangt wird –
gleichgültig, wie die tatsächliche Bilanz der Kooperation
ausfallen mag. 
Selbstverständlich ist auch nicht zu verkennen, dass die
oben exemplarisch genannten Gründe, die für eine engere
institutionenübergreifende Kooperation sprechen, sowohl
bei Universitäten wie bei außeruniversitären Forschungsein-
richtungen auch auf Skepsis stoßen können, weil die Univer-
sitäten z.B. den Verlust traditioneller Vorrechte (wie des ge-
rade angesprochenen Promotions- und Habilitationsrechts
oder der Fakultätsautonomie bei Denominationen und Be-
rufungen) befürchten, weil kleine Fächer ohne außeruniver-
sitäre Vernetzungsmöglichkeit sich in ihrer Existenz bedroht
sehen, weil der Kooperationsaufwand im Vergleich zum Er-
trag als zu gering eingeschätzt wird usw. Auf Seiten der
außeruniversitären Forschungseinrichtungen besteht viel-
fach die Sorge, durch formalisierte Kooperationsbeziehun-
gen mit den Universitäten verstärkt zur Lehre verpflichtet
und in den Bannkreis der strukturellen Probleme der univer-
sitären Forschung hineingezogen zu werden. Das heißt,
auch wenn aus grundsätzlichen Strukturerwägungen Vieles
für eine Kooperation spricht, ist wohl im Einzelfall zu prüfen,
ob tatsächlich beide Seiten daraus mehr Vor- als Nachteile
ziehen und wirklich eine Win-Win-Situation gegeben ist.
Dessen ungeachtet bleibt der weitere Ausbau der Koopera-
tion zwischen Universitäten und außeruniversitären For-
schungseinrichtungen ein zentrales Anliegen in der bundes-
deutschen Forschungspolitik. In seinen Thesen zur künfti-
gen Entwicklung des Wissenschaftssystems in Deutschland
stellt der Wissenschaftsrat (2000) fest, dass viele außeruni-
versitäre Forschungseinrichtungen „über bessere Ausgangs-
bedingungen zur erfolgreichen Bewerbung auf Ausschrei-
bungen der anwendungsbezogenen Programmförderung“
verfügten. Ihre in der Regel bessere Grundfinanzierung
sowie ihre betriebsförmige Organisation versetze sie eher in

* Auf alle angegebenen Internetadressen wurde das letzte Mal am
28.6.2010 zugegriffen.
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die Lage, „ihr wissenschaftliches Potential rasch in Mittel-
anträgen zur Geltung zu bringen“ (Wissenschaftsrat 2000,
S. 18). In diesem Zusammenhang empfiehlt der Wissen-
schaftsrat den Ausbau von Forschungsverbünden (vgl. auch
Wissenschaftsrat 2006, S. 31ff.). 
Der VolkswagenStiftung (2005, S. 14) fordert in ihren Em-
pfehlungen zum deutschen Wissenschaftssystem Bund und
Länder sogar dazu auf, „die Trennung von universitärer und
außeruniversitärer Forschung in Deutschland zu überwin-
den“. Es gebe immer mehr auch mittel- bis langfristig ge-
wichtige Gründe für eine Potenzialbündelung mittels einer
institutionellen Einbindung außeruniversitärer Forschungs-
einrichtungen in die Hochschulen. Ausgangspunkt solcher
„Forschungscluster“ sind für die VolkswagenStiftung die
Hochschulen „als primäre Zentren der Forschung“ – und
nicht die außeruniversitären Forschungseinrichtungen, die
allerdings einen Großteil der Instrumente, des Personals
und der institutionellen Strukturen bereitstellen. 

1.2  Von  der  situativen  Kooperation  zur  strategischen  Ver-
netzung
Der Trend dieser Empfehlungen des Wissenschaftsrats wie
auch der VolkswagenStiftung weist in Richtung auf dauer-
hafte, d.h. mittel- und langfristig angelegte, institutionali-
sierte Kooperationsbeziehungen. In einer empirischen Stu-
die zur internationalen Zusammenarbeit in der Forschung
stellt Anita Engels ebenfalls eine Entwicklung zu dauerhaft
und strategisch angelegten Kooperationen fest. Oftmals
ginge diese Initiative stärker von den Forschungseinrichtun-
gen aus, was in deren organisatorischer Verfasstheit be-
gründet sei:

„Oben war argumentiert worden, dass die strategische
Suche nach Partnerschaften ein wichtiger Anreiz für eine
Verdichtung von Kooperationsbeziehungen unter gleich-
wertigen Partnern ist. In den Interviews hat sich gezeigt,
dass diese Strategie viel häufiger in außeruniversitären
Forschungseinrichtungen anzutreffen ist als in univer-
sitären Instituten. Innerhalb der Hochschulen laufen Ko-
operationen oft über individuelle Netzwerkkontakte, die
sich kaum strategisch planen lassen. Außeruniversitäre
Forschungsinstitute weisen häufiger eine Führungs- oder
gar Managementebene auf, die in der Lage ist, Strategien
für das gesamte Institut zu entwickeln und durch ent-
sprechende Anreize auch umzusetzen. Diese Möglichkei-
ten sind in typischen Hochschulinstituten weitaus weni-
ger vorhanden – in manchen deutschen Hochschulinsti-
tuten ist es gar nicht möglich, Informationen über das
gesamte Institut durch die formale Leitung zu erhalten.
Das Organisationsprinzip ist dezentral, setzt auf akade-
mische Freiheit, die mit dem jeweiligen Lehrstuhl ver-
knüpft ist, und bedeutet faktisch eine relativ große Auto-
nomie bei der Wahl der Forschungsthemen und der Ent-
scheidung über die Aufnahme von Forschungskoopera-
tionen. Auch die strategische Suche nach gleichwertigen
Partnern kann in universitären Forschungseinrichtungen
also kaum zur Geltung kommen“ (Engels 2006, S. 127 f.).

Auch wenn die Studie insbesondere die internationale Zu-
sammenarbeit in den Fokus nimmt, so gilt Engels´ Diagnose
auch für nationale Forschungsverbünde. Aufbauend auf
diesen Befunden rät Engels den Universitäten zu einem

stärkeren Engagement nicht nur in personaler, sondern
eben auch in struktureller Hinsicht:

„Wenn personalisierte Forschungsnetzwerke das domi-
nante Muster der Kooperation sind, dann gilt es zum
einen bei Neuberufungen insbesondere auf erhöhte
Netzwerkkompetenz bzw. auf das schon Eingebunden-
sein in bestehende Forschungskooperationen zu achten.
Zum anderen kann jedoch geprüft werden, inwiefern ad-
ministrative oder Leitungs-Strukturen aufgebaut werden
sollen und können, die die stärkere globale Ausrichtung
der Forschung unterstützen. Das könnte sich in der Form
von personalisierten Anreizstrukturen ausdrücken, oder
in der Bereitstellung von administrativen Leistungen, die
die Organisation von Forschungsreisen oder die Aufnah-
me von Gästen erleichtern. Einen Bedarf gibt es offenbar
auch für Leistungen zur Unterstützung für die Antrag-
stellung. Hier haben zwar viele Hochschulen bereits Ka-
pazitäten aufgebaut, aber gerade im Bereich der EU-For-
schungsförderung gibt es offenbar noch einige Barrieren
zu überwinden. Insgesamt wäre es notwendig, umfas-
sende Governance-Strukturen auszubilden, die eine glo-
bale Ausrichtung der Forschungstätigkeit stärker in den
wissenschaftlichen Karriereverläufen der Einzelnen
sowie in den Entwicklungsdynamiken der universitären
Forschungseinrichtungen verankert. Damit wären Verän-
derungen der Hochschulen beschrieben, die sich in ein
allgemeines Bild einfügen – des Wandels der Universitä-
ten hin zu organisationalen Akteuren, die mit eigenen
Handlungskompetenzen ausgestattet sind und an die zu-
nehmend die Erwartung gerichtet wird, dass sie planvoll
und strategisch handeln [...]“ (Engels 2006, S. 131f.).

Dieser Wandel der Universitäten zu organisationalen Ak-
teuren findet seit den 1990er Jahren statt: Die Stärkung der
Leitungsebene, weitreichende Budget- und mittlerweile
auch Personalkompetenzen und die Einführung weiterer In-
strumente des neuen Steuerungsmodells forcieren die Or-
ganisationswerdung der Universitäten, so dass die Hoch-
schulen bereits eine gewisse Plan- und Strategiefähigkeit
entwickelt haben (vgl. Meier 2009). Diese neuen Spielräu-
me werden nicht nur als Autonomiegewinn für die Hoch-
schulen, sondern auch als Verpflichtung zur Teilnahme am
Wettbewerb, insbesondere Wettbewerb um Forschungs-
drittmittel interpretiert. Die Teilnahme an Ausschreibungen
und Wettbewerben dient nicht nur der Legitimation der
Hochschulen, der Erfolg als Beweis ihrer Leistungsfähigkeit,
sondern auch der unmittelbaren Existenzsicherung. Ohne
die zusätzlichen Mittel sehen sich die Universitäten als For-
schungseinrichtungen gefährdet. Die Kooperation mit
außeruniversitären Forschungseinrichtungen soll die Wett-
bewerbsfähigkeit der Hochschulen stärken. Allerdings kön-
nen mit der stärkeren Vernetzung wiederum Autonomie-
verluste einhergehen, da sich die Hochschulen mit ihren
Kooperationspartnern abstimmen müssen. 
So reiht sich denn auch der Interessenverband der Hoch-
schulleitungen in die Reihe der Kooperationsbefürworter
und proklamiert eine strategisch geplante Ausrichtung der
Zusammenarbeit: In einer Entschließung ihrer Mitglieder-
versammlung fordert die Hochschulrektorenkonferenz
(2007, S. 3), dass nicht mehr nur in Form von konkreten
Programmen, sondern im Rahmen strategischer Allianzen
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kooperiert werden solle, die mittel- bis langfristig ausge-
legt sind. Flexible, handlungsfähige Netzwerke statt
Großinstitutionen seien die wettbewerbsgeeigneten In-
strumente. Bei aller Befürwortung von Kooperationen mit
außeruniversitären Forschungseinrichtungen definiert die
HRK in dem Beschluss aber auch Grenzen der Zusammen-
arbeit (2007, S. 3): 

„Das Recht, akademische Grade – einschließlich der Pro-
motion – zu verleihen, darf weder unmittelbar noch mit-
telbar auf die außeruniversitären Forschungseinrichtun-
gen ausgedehnt werden.“

Drei Jahre zuvor postulierte die Hochschulrektorenkonfe-
renz zusammen mit den anderen Wissenschaftsorganisatio-
nen (Deutsche Forschungsgemeinschaft, Fraunhofer Gesell-
schaft, Max-Planck-Gesellschaft, Helmholtz-Gemeinschaft
Deutscher Forschungszentren, Leibniz-Gemeinschaft und
Wissenschaftsrat) eine „noch engere Kooperation zwischen
Hochschulen und außeruniversitären Einrichtungen“ (Alli-
anz 2004, S. 2). Eine „Verzahnung der spezifischen Stärken
der jeweiligen Organisationen“ sei – so der Beschluss von
2004 – „im Interesse von Kompetenz- und Ressourcenbün-
delung sinnvoll und notwendig“ (Allianz 2004, S. 2). Dabei
bildeten, stellen die Wissenschaftsorganisationen gemein-
sam fest – die Hochschulen „Basis und Zentrum von Lehre
und Forschung“ (Allianz 2004, S. 2). Sie seien „der wichtig-
ste Knotenpunkt im Wissenschaftssystem sowohl in der
Forschung als auch in der Ausbildung des wissenschaftli-
chen Nachwuchses“ (Allianz 2004, S. 2). Als „gemeinsame
Leitvision für eine strukturelle Weiterentwicklung des Wis-
senschaftssystems“ schlagen die Wissenschaftsorganisatio-
nen Bund, Ländern und der Wirtschaft vor, „Wissenschafts-
und Innovationsclustern als Exzellenzzentren mit interna-
tionaler Ausstrahlung“ aufzubauen (Allianz 2004, S. 4). Mit
dieser Empfehlung wird nicht nur einer strategischen, son-
dern sogar einer institutionellen Kooperation zwischen Uni-
versitäten und außeruniversitären Forschungseinrichtungen
das Wort geredet.

22..  KKooooppeerraattiioonnssffoorrmmeenn  aauuss  ddeerr  
PPeerrssppeekkttiivvee  ddeerr  aauußßeerruunniivveerrssiittäärreenn  
FFoorrsscchhuunnggsseeiinnrriicchhttuunnggeenn  

DDie von den Wissenschaftsorganisationen proklamierte
stärkere strategische Ausrichtung der Kooperation wurde
durch die Exzellenzinitiative des Bundes und der Länder
und auch im Pakt für Forschung und Innovation
(http://www.pakt-fuer-forschung.de) beträchtlich forciert.
In diesem Pakt zwischen Bund und Ländern werden – in
seiner Fortschreibung 2011-2015 – fünf forschungspoliti-
sche Ziele genannt (GWK 2009a: passim): 
1. das Wissenschaftssystem dynamisch entwickeln,
2. die Vernetzung im Wissenschaftssystem leistungsstei-

gernd und dynamisch gestalten,
3. neue Strategien der internationalen Zusammenarbeit

entwickeln und umsetzen,
4. nachhaltige Partnerschaften zwischen Wissenschaft und

Wirtschaft etablieren,
5. die Besten dauerhaft für die deutsche Wissenschaft ge-

winnen.

In diesem Beitrag kommt es insbesondere auf den zweiten
Punkt an, der die Kooperation im Wissenschaftssystem,
also u.a. die Zusammenarbeit von Universitäten und außer-
universitären Forschungseinrichtungen beinhaltet. Zu den
Vernetzungen, also den Kooperationen zwischen Wissen-
schaftseinrichtungen, damit auch zwischen Hochschulen
und außeruniversitären Forschungseinrichtungen, heißt es
im Beschluss der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz
vom 22.04.2009 zum Pakt für Forschung und Innovation
(GWK 2009a, S. 2; vgl. Kreckel 2004):

„Die Vielfalt des deutschen Wissenschaftssystems ist Teil
seiner Stärke; Arbeitsteilung im Wissenschaftssystem er-
fordert jedoch auch Kooperation der spezialisierten Ak-
teure. Bund und Länder sehen über die Vielzahl und
Vielfalt bestehender und sich entwickelnder Kooperatio-
nen der Forschungseinrichtungen untereinander und mit
Hochschulen hinaus erhebliches Potenzial, das es auszu-
schöpfen gilt. Dies schließt auch die Entwicklung neuer
Formen institutioneller Vernetzung ein. Die Forschungs-
organisationen sollen mit diesem Ziel die Kooperation
untereinander und vor allem mit Hochschulen quantita-
tiv und qualitativ ausbauen. Sie sollen dabei auch neue
Formen forschungsthemenbezogener Kooperation ent-
wickeln, die auch zu neuartigen institutionellen Model-
len führen können und die damit auch auf eine Vermin-
derung der Segmentierung der Wissenschaftslandschaft
hinwirken. Die Forschungsorganisationen sollen neue
Kooperationen auch dafür nutzen, sich verstärkt am na-
tionalen und internationalen organisationsübergreifen-
den Wettbewerb zu beteiligen.“

Wie die fünf Forschungsgesellschaften bzw. -gemeinschaf-
ten (inklusive der Deutschen Forschungsgemeinschaft) das
Ziel der Vernetzung und Kooperation für ihre Organisation
übersetzt haben, wird im folgenden Abschnitt dargestellt.
Die Informationen sind der Anlage des Papiers der GWK
(2009a) entnommen; darin sind die Stellungnahmen der
einzelnen Einrichtungen enthalten.

a) Deutsche Forschungsgemeinschaft
Bewährtes Mittel der Vernetzung seien – so die Stellun-
gnahme der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) –
gemeinsame Forschungsprojekte von Universitäten und
außeruniversitären Einrichtungen. Dazu zählten insbeson-
dere die Sonderforschungsbereiche, DFG-Forschungszen-
tren und das neue Programmelement „Integriertes Gradu-
iertenkolleg“. Die DFG betont die Bedeutung der Exzellen-
zinitiative, die zu besonders intensiven Kooperationen ge-
führt habe: die Exzellenzcluster (zweite Förderlinie) ent-
sprächen weitgehend den genannten DFG-Forschungszen-
tren. Erfolgversprechend sei – so die DFG – eine dauerhafte
Vernetzung insbesondere dort, wo sie Teil der Profilbildung
der Standorte werde. Zur Profilbildung habe wiederum die
Exzellenzinitiative besonders beigetragen. Profilbildung,
und Vernetzung begründen sich aus Sicht der DFG also
wechselseitig; die Exzellenzinitiative wirkt hierbei als ent-
scheidender Katalysator.

b) Fraunhofer-Gesellschaft
Traditionell seien – so die Fraunhofer-Gesellschaft in ihrer
kurzen Stellungnahme – die Leiter der Fraunhofer-Institute
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in Personalunion Professoren an Universitäten. Neuartig
seien die Fraunhofer-Universitätsgruppen, die themenori-
entiert befristet eingerichtet würden, bestehend aus zwei
gleichgewichtigen Bereichen Fraunhofer und Universität.

c) Helmholtz-Gemeinschaft
Die Helmholtz-Zentren erhalten mit den Helmholtz-Institu-
ten die Möglichkeit, mit Fächern an Universitäten for-
schungsstrategisch Kompetenzen zu bündeln. 

„Die Helmholtz-Zentren erhalten mit den Helmholtz-In-
stituten die Möglichkeit, etwa im Volumen eines DFG-
Forschungszentrums (d.h. bis zu 5 Mio. Euro p.a.) Part-
ner-Institute in für sie relevanten Forschungsfeldern auf-
zubauen, um mit ausgewählten Partnern an Universitä-
ten Kompetenzen zu bündeln und innovative For-
schungsstrategien umzusetzen. Drei Bedingungen müs-
sen für eine Gründung gegeben sein: 
a) Erschließung zukünftig relevanter Forschungsfelder, 
b) Förderung der Vernetzung mit Universitäten zur Um-

setzung innovativer Forschungsstrategien und 
c) Präsenz an Orten, an denen bereits kritische Masse in

einem bestimmten – für die Helmholtz-Gemeinschaft
relevanten – Forschungsfeld vorhanden ist.“ (GWK
2009a, Stellungnahme Helmholz-Gemeinschaft, S. 2)

Diese Helmholtz-Institute knüpfen an die bestehenden In-
strumente der Helmholtz-Allianzen (als groß angelegte For-
schungsverbünde) und der Helmholtz Virtuellen Institute
(als kleinere, flexiblere Forschungsverbünde) an. Allianzen
und Virtuelle Institute werden nur temporär für einige Jahre
installiert. Zudem können mit Hilfe des Impuls- und Ver-
netzungsfonds des Präsidenten der Helmholtz-Gemein-
schaft strategische Partnerschaften in Forschung und Nach-
wuchsförderung angestoßen werden. Ferner gibt es den
Weg der sogenannten Translationszentren im medizin-bio-
wissenschaftlichen Bereich:

„Die Gesundheitszentren der Helmholtz-Gemeinschaft
gehen institutionalisierte Kooperationen mit den Klini-
ken benachbarter Universitäten zur Etablierung von
„Translationszentren“ ein, in denen die unmittelbare
Wechselwirkung von biomedizinischer Grundlagenfor-
schung und klinischer Anwendung aufgebaut wird“ (BLK
2007, S. 9).

Ein bundesweit herausragendes Projekt der Vernetzung von
Helmholtz-Institut und Universität stellt das Karlsruher In-
stitut für Technologie (KIT) dar (siehe auch Mlynek 2009;
http://www.kit.edu/), wie es im Rahmen der Exzellenz-
initiative des Bundes und der Länder projektiert und seit
dem 1. Oktober 2009 auch realisiert ist (www.exzellenz-
initiative.de/karlsruhe-kit). In einem ersten Schritt wurden
die Aufsichts- und Leitungsgremien der beiden Einrichtun-
gen mit einander verschränkt, damit sollten die Grenzen
zwischen universitärer und außeruniversitärer Forschung
aufgebrochen werden (Monitoring-Bericht 2007, S. 9;
http://www.jara.org/ ).

„Mit rund 8000 Mitarbeitern und einem Jahresbudget
von etwa 700 Mio. Euro entsteht in Karlsruhe eine der
weltweit größten Forschungs- und Lehreinrichtungen
mit dem Potenzial, auf ausgewählten Forschungsgebie-
ten eine weltweite Spitzenposition einzunehmen” (zi-
tiert aus: http://www.kit.edu/ueber_kit.php).

Ein zweites, ähnliches Partnerschaftsprojekt betreiben das
Helmholtz-Forschungszentrum Jülich und die RWTH Aa-
chen – unter Beteiligung weiterer Hochschulen – mit dem
Konzept der Jülich-Aachen-Research Alliance (JARA) (Mo-
nitoring-Bericht 2007, S. 9). Den rund 3.800 Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern steht ein jährliches Budget von 350
Millionen Euro zur Verfügung (http://www.jara.org/?L=0&
about=1). 
Als drittes bereits realisiertes Beispiel für eine universitär-
außeruniversitäre Allianz ist schließlich der Kooperations-
verbund zwischen dem – dabei federführenden – Deut-
schen Krebsforschungszentrum (DKFZ) in Heidelberg und
dem Zentrum für Molekulare Biologie (ZMBH) der Univer-
sität Heidelberg zu erwähnen (vgl. Hohn 2010, S. 472 f.).

d) Max-Planck-Gesellschaft
Wie die DFG betont die Max-Planck-Gesellschaft den Stel-
lenwert der Exzellenzinitiative für Kooperationen mit den
Universitäten. Sie wünscht „lebendige, zielgerichtete Ko-
operationsstrukturen“, in diesem Sinne werde die Max-
Planck-Gesellschaft „mit hoher Dynamik Kooperationen
eingehen und beenden“ (GWK 2009a, Stellungnahme
Max-Planck-Gesellschaft, S. 4). Diese Wortwahl soll offen-
sichtlich Dynamik und Flexibilität belegen, könnte aller-
dings auch eine gewisse Unstetigkeit signalisieren, die dem
Trend strategischer Partnerschaften weniger entspricht. Fol-
gende „Kooperationsinstrumente“ stünden laut Max-
Planck-Gesellschaft dabei zur Verfügung: 
1. Wissenschaftliche Kooperationen1,
2. die Max-Planck-Fellowships2,
3. die „International Max Planck Research Schools

(IMPRS)“ (http://www.mpg.de/instituteProjekteEinrich-
tungen/schoolauswahl/researchSchools/index.html),

4. die Tandemprojekte (im Bereich klinischer Forschung),
5. die Max-Planck-Forschungsgruppen3.

Ein bundesweit herausragendes, wie auch umstrittenes Ko-
operationsprojekt ist das Max Planck Graduate Center
Mainz, das in Zusammenarbeit mit der Universität Mainz
realisiert wird: 

„Die Max-Planck-Gesellschaft hat als Modell für eine be-
sonders enge Kooperation mit einer Universität bei der
interdisziplinären strukturierten Doktorandenausbildung
zusammen mit der Universität Mainz das Max Planck
Graduate Center gegründet. Auf der Grundlage eines
2008 gemeinsam mit der Hochschulrektorenkonferenz
verabschiedeten memorandum of understanding sollen

1 Z.B durch die Ernennung zum „Auswärtigem Wissenschaftlichen Mit-
glied“. Berufen werden kann, wer mit dem jeweiligen Max-Planck-Institut
in enger wissenschaftlicher Zusammenarbeit steht bzw. gestanden hat.
Siehe: http://www.mpg.de/ueberDieGesellschaft/mitglieder/wimiauswahl
/wiss Mitglieder/index.html.

2 „Das Programm der Max Planck Fellows soll die Kooperation zwischen
Max-Planck-Instituten und Universitäten stärken. Die Bestellung von
Hochschullehrern zu Max Planck Fellows ist auf fünf Jahre befristet und
mit der Leitung einer kleinen Arbeitsgruppe an einem Max-Planck-Institut
verbunden. Max Planck Fellows wurden seit 2005 ernannt“ (zitiert aus:
http://www.mpg.de/ueberDieGesellschaft/mitglieder/fellows/index.html).

3 „Seit 40 Jahren fördert die Max-Planck-Gesellschaft besonders begabte
junge Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen, indem sie ihnen die
Möglichkeit bietet, eine Max-Planck-Forschungsgruppe an einem MPI
aufzubauen“ (zitiert aus: http://www.mpg.de/instituteProjekteEinrichtun-
gen/nachwuchsgruppen/allgemeinInfo/index.html).
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Elemente der Mainzer Promotionsregelung künftig auch
in anderen International Max Planck Research Schools
angewendet werden, um die Leistungen der einzelnen
Partner aufzuzeigen und um die Einbindung von Nach-
wuchswissenschaftlern der Max-Planck-Gesellschaft in
die universitäre Lehre zu fördern“ (GWK 2009b, S. 17).

e) Leibniz-Gemeinschaft 
Leibniz-Verbünde zielen – so die Stellungnahme der Leib-
niz-Gemeinschaft in dem Beschlusspapier der GWK (2009a)
– auf eine gemeinschaftsinterne Vernetzung, Leibniz-Zen-
tren demgegenüber auf Vernetzung mit externen Partnern.
Der Kooperation mit den Hochschulen dient insbesondere
das Modell des „WissenschaftsCampus“ und der „Leibniz-
Hochschul-Professur“ (siehe www.leibniz-gemeinschaft.de/
?nid=hsk&nidap=&print=0 ):  
• Die Leibniz-Hochschul-Professur ist auf maximal neun

Jahre angelegt und soll einem herausragenden jungen
Nachwuchswissenschaftler die Möglichkeit einer relativ
selbständigen Forschertätigkeit geben.

• Der WissenschaftsCampus ist eine regionale forschungs-
strategische Partnerschaft mit einer Hochschule, wobei
weitere Partner aus Wissenschaft und Wirtschaft im Sinne
einer Clusterbildung (als Partnerschaft) gesucht werden.
Der WissenschaftsCampus ist auf maximal sieben Jahre
angelegt. Er könne – so die Selbstdarstellung im Internet
– in den späteren Aufbau eines Exzellenzclusters, eines
Graduiertenkollegs oder gar einer Exzellenzuniversität
münden. 

33..  TTyyppiisscchhee  FFoorrmmeenn  ddeerr  KKooooppeerraattiioonn
ÜÜberblickt man die mannigfachen Kooperationen von Uni-
versitäten mit den außeruniversitären Forschungseinrich-
tungen und auch die von den Forschungsgesellschaften
bzw. –gemeinschaften genannten „neuen“ Kooperations-
formen, so lassen sich diese Formen generell in drei Berei-
che unterteilen: 
• Kooperation  durch  Personalunion  von  wissenschaftlichem

Leitungspersonal (Universitätsprofessor/innen und Insti-
tutsdirektor/innen): Darunter fallen die gemeinsamen Be-
rufungen und Honorarprofessuren der Universitäten, aber
auch die Max-Planck-Fellowships und die Leibniz-Hoch-
schul-Professuren (vgl. GWK 2008).

• Kooperation  im  Rahmen  von  Forschungsverbünden:
Neben der unterschiedlichen Benennung der verschiede-
nen Forschungsverbünde gibt es hier Unterschiede in der
thematischen Breite, in der Größe, den Ressourcen, der
rechtlichen Rahmung, in der Laufzeit und im Grad der Un-
abhängigkeit der Teilprojekte. Neben den klassischen
DFG-finanzierten Formen, wie Forschungszentren, Son-
derforschungsbereiche und Forschergruppen, wurden
und werden Forschungsverbünde im Wettbewerb der
Bundesexzellenzinitiative gefördert. Die sogenannten Ex-
zellenzcluster entsprechen aus Sicht der DFG weitgehend
dem Modell der Forschungszentren, allerdings bei beson-
ders strengen Vergabekriterien. Andere Unterformen von
Forschungsverbünden sind: Fraunhofer-Universitätsgrup-
pen, Helmholtz-Allianzen, Helmholtz Virtuelle Institute,
MPI-Tandemprojekte, Max-Planck-Forschungsgruppen,
Leibniz-Zentren, WissenschaftsCampus (mit der Leibniz-

Gemeinschaft). Gerade die Logik der Forschungsverbünde
setzt auf eine gewisse kritische Masse, die von den ko-
operationswilligen Partnern erreicht werden müsse, um in
den Antragsverfahren reüssieren zu können. Das Argu-
ment der kritischen Masse wird hingegen im Kontext der
Graduiertenkollegs bzw. Graduiertenschulen als weniger
gewichtig eingeschätzt.

• Kooperationen  im  Rahmen  von  gemeinsamen  Graduier-
tenkollegs:  Abgesehen von der großen Gemeinsamkeit,
dass diese Kollegs der Förderung des wissenschaftlichen
Nachwuchses, also der wissenschaftlichen Qualifikation
von Studienabsolvent/innen dienen, ist die institutionelle
Verortung unterschiedlich geregelt. So sind diese Kollegs
entweder bei den Forschungseinrichtungen oder bei den
Universitäten organisatorisch beheimatet. Neben den im
DFG-Normalverfahren bewilligten Graduiertenkollegs
und den Promotionskollegs einzelner Stiftungen gibt es
die im Rahmen der Exzellenzinitiative des Bundes und der
Länder ausgeschriebenen Graduiertenschulen, die Inte-
grierten Graduiertenkollegs der DFG, die International
Max Planck Research Schools, die Helmholtz-Hochschul-
Nachwuchsgruppen und sonstige Beteiligungen der Uni-
versitäten an Graduierten-Schulen der Forschungseinrich-
tungen.

Welche dieser typischen Kooperationsformen tatsächlich
die Chancen der Universitäten (und der außeruniversitären
Forschungseinrichtungen), in Wettbewerben zu bestehen,
steigern helfen, kann nicht pauschal beantwortet werden.
Manche Kooperationsformen lassen sich schnell wieder auf-
lösen, andere dagegen setzen stärker auf Kontinuität. Ob
nun bloße kurzfristige Zweckbündnisse oder gar nur Vernet-
zungen um des politisch gewünschten Kooperationsgebotes
willen oder längerfristige strategische Strukturentscheidun-
gen angestrebt werden, beim Abwägungsprozess, welche
Formen der Zusammenarbeit gewählt werden, spielt wohl
der Autonomieaspekt der beteiligten Einrichtungen eine ge-
wichtige Rolle. Ein (vermeintliches) Mehr an Wettbewerbs-
fähigkeit kann einerseits auf Kosten der Entscheidungsspiel-
räume der beteiligten Organisationen gehen. Ein (vermeint-
liches) Mehr an kooperativ eingeworbenen Drittmitteln
kann andererseits – angesichts nicht ausreichender Grund-
mittel der Universitäten – für deren Forschungs- und damit
Handlungsfähigkeit förderlich sein. Die Frage, welche Kon-
sequenzen sich aus der verstärkten Kooperation über Insti-
tutionengrenzen hinweg für die faktische wissenschaftliche
Leistung der Verbünde und für die Entwicklung der beteilig-
ten Einrichtungen ergeben, kann nur empirisch angegangen
werden. Eine Vermutung ist, dass der (auch politisch ge-
wollte) Trend zur institutionellen Differenzierung zwischen
überregional sichtbaren kooperationsintensiven „For-
schungsclustern“ einerseits und weniger forschungsstarken
Regionaluniversitäten andererseits sich verstärken wird.
Aber auch hier fehlt noch ein eindeutiger empirischer Nach-
weis. In diesem Beitrag wurde als erster Schritt eine typolo-
gisierende Übersicht über mögliche Kooperationsformen
zwischen Universitäten und außeruniversitären Forschungs-
einrichtungen entwickelt. Sie kann kein Ersatz, wohl aber
ein konzeptioneller Ausgangspunkt für die in Zukunft not-
wendigen empirischen Untersuchungen sein. 
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